
Zeichenerklärung 
1. Art der baulichen Nutzung 

GE Gewerbegebiete 

Maß der baulichen Nutzung 

GRZ = (Grundflächenzahl) 0,8 

GFZ = (Geschossflächenzahl) 2,4 

Wandhöhe: 

M. 1 : 1000 

WH 10m als Mindestmaß 

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 

-a- Abweichende Bauweise (offene Bauweise mit Gebäudelängen über 50,00 m zulässig) 

Baugrenze 

Verkehrsflächen 

GFL(Geh-, Fahr-,Leitungsrecht 

Straßenverkehrsflächen 

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

7. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen 

C 
9. Grünflächen 

Versorgungsanlageflächen 

Elektrizität/ Trafostation 

private Grünflächen 

öffentliche Grünflächen 

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§9 Abs.1 Nr.25 BauGB) 

Anpflanzung von Straßenbegleitgrün 

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen 

15. Sonstige Planzeichen 

Grenze des räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung von Baugebieten 

Kennzeichnungen : 

L1 

P4 Grünordnerische Festsetzungen ( siehe textliche Festsetzungen 1.9.2-1.9.4) 

Schallleistungspegelbezeichnung ( siehe textliche Festsetzung 1.1.1) 

Bestandsdarstellung : 

Flurstücksnummer 

Flurstücksgrenze 
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Stadtbauamt Mühldorf a. Inn 
Az.:51 -610/9-7 Fa, Sb 

Mühldorf a. Inn, 11. Januar 2005 

Aufstellung des Bebauungsplanes 

Hirsch am Hart Teil II 

1. Aufstellungsbeschluss 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat in der Sitzung des Stadtrates vom 29.06.2000 die Aufstellung des o.g. 
Bebauungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 05.07.2000 ortsüblich bekannt 

gemacht. 

Mühldorf a. Inn, 11.01.2005 

2. vorgezogene Bürgerbeteiligung 

Die Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den 
Entwurf des Bebauungsplanes wurde vom 28.07.2000 bis 14.08.2000 durchgeführt. 

3. 1. öffentliche Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F.v. 20.09.2000 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 09.10.2000 bis 10.11.2000 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 25.09.2000 
ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
vorgebracht werden können. Die Träger öffentlicher Belange wurden im gleichen Zeitraum nach § 4 

Abs. 1 BauGB beteiligt. 



4. Satzung 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 23.11.2000 den Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 91 BayBO i.d.F.v. 14.11.2000 als Satzung beschlossen. 

5. wiederholte Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F.v. 08.01.2002 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 15.03.2002 bis 16.04.2002 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 06.03.2002 
ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
vorgebracht werden können. Die Träger öffentlicher Belange wurden im gleichen Zeitraum nach § 4 
Abs. 1 BauGB beteiligt. 

6. Satzung 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 20.06.2002 den Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 91 BayBO i.d.F.v. 10.06.2002 als Satzung beschlossen. 

Mühldorf a. Inn, 11.01.2005 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 



7. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgt durch Aushang an der Amtstafel am 
14.01.2005. Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 10.06.2002 wird seit diesem Tag zu den 
Servicezeiten in Stadtbauamt, Huterergasse 2, 1.Stock, Zimmer Nr. N 101,84453 Mühldorf a. Inn zu 
jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 und Abs. 4 und des § 215 
Abs. 1 BauGB ist hingewiesen worden. 

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich geworden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 
BauGB). 

Mühldorf a. Inn, 11.01.2005 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 



ABDRUCK 

Landratsamt Mühldorf a. Inn 

Landratsamt Mühldorf a. Inn Postfach 1474 84446 Mühldorf a. Inn 

Vermessungsamt 
Mühldorf a. Inn 

84453 Mühldorf a. Inn 

Bauleitplanung; 
Aufstellung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet „Hirsch am Hart Teil 
II“ der Stadt Mühldorf a. Inn 

Anlagen: 1 Bebauungsplan mit Textteil und Begründung 
i.d.F. vom 10.06.2002 

1 Bekanntmachung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Mühldorf a. Inn, 
18.01.2005 

Aktenzeichen: 
61-610/2 Sg. 35/4 h 

Ansprechpartner: 
Herr Heimerl 

Durchwahl-Nr.: 
(08631)699-336 

Telefax: 
(08631)699-699 

Zimmer-Nr.: 246 

E-Mail: 
klaus.heimerl 
@lra-mue.de 

Ihre Nachricht v.: 

beiliegende Unterlagen werden für Ihre Plansammlung übersandt. Ihre Zeichen: 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 
Heimerl 

in Abdruck an: Sachgebiet 36/1 
im Hause 

mit Anlagen zur Plansammlung 

Töginger Str. 18 
84453 Mühldorf a. Inn 

Telefon (08631)699-0 
Telefax (08631)699-699 

Besuchszeiten 
Mo.-Do. 08.00-12.00 Uhr 

13.00-16.00 Uhr 
Fr. 08.00-13.00 Uhr 

Bankverbindung: 
Kreissparkasse 
Mühldorf a. Inn 
BLZ711 510 20 
Konto 224 

poststelle@lra-mue.de 

www.lra-mue.de 



Stadtbauamt Mühldorf a. Inn 
Az.: 51-610/9-7 Fa, Sb 

Mühldorf a. Inn, 11. Januar 2005 

Bekanntmachung 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses für die Aufstellung des Bebauungsplanes 
"Hirsch am Hart Teil II"(siehe Lageplan). 

Der Stadtrat der Stadt Mühldorf a. Inn hat am 20.06.2002 (Beschluss Nr. 96) den 
Bebauungsplan "Hirsch am Hart Teil II" i.d.F.v. 10.06.2002 als Satzung beschlossen. 
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) 
ortsüblich bekannt gemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan "Hirsch am Hart Teil II" i.d.F.v. 
10.06.2002 in Kraft. 

Jedermann kann den Bebauungsplan mit der Begründung beim Stadtbauamt, 
Huterergasse 2, 1.Stock, Zimmer NI01, 84453 Mühldorf a. Inn, während der 
allgemeinen Servicezeiten einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Form Vorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 
Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 

Unbeachtlich werden demnach: 
1. eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichne- 

ten Verfahrens- und Formvorschriften und 
2. Mängel der Abwägung 

wenn sie nicht in Fällen der Nummer 1 innerhalb eines Jahres, in Fällen der Nummer 2 
innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die 
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

Aushang 

An der Amtstafel 
angebracht: 14.01.2005 
abgenommen: 18.02.2005 
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BEBAUUNGSPLAN 

Arbeitstitel: Gewerbegebiet / Hirsch am Hart Teil II 

Stadt Mühldorf am Inn 



Stadt Mühldorf a. Inn Landkreis Mühldorf 

Aufstellung eines Bebauungsplans 
für das Gebiet 

Industriegebiet „Hirsch am Hart“ Teil II 

M. 1:1000 

Der Bebauungsplan umfasst die innerhalb des gekennzeichneten Geltungsbereiches liegenden 
Flurstücke und Teilflächen von Flurstücken. 

Ausschnitt aus der Topographische Karte M. 1:25.000 

lUil&Hrsn 

Die Stadt Mühldorf a. Inn erlässt aufgrund des § 10 in Verbindung mit dem § 1, 2, 3, 8 und 9 des 
(BauGB), Baunutzungsverordnung, der Planzeichenverordnung, des Art. 91 Abs.3 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) und des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO) für den Freistaat Bayern diesen 
Bebauungsplan als 

Satzung 

1. Bürgermeister der Stadt Mühldorf am Inn 

Planverfasser: 
Münnich-Hecker Architekten / Stadtplaner, 
Fockestraße. 20, 04275 Leipzig 

Grünordnunq: 
Gesellschaft für Freiraum-, Stadt- 
und Landschaftsplanung mbH 
Koch-Str.28, 04275 Leipzig 

Fertigungsdaten: 
Vorentwurf: 
Entwurf: 
Entwurf. 

2£. crt.Qixo 
20« C3,'XXC 
08.01.2002 
10.06.2002 
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Bodendenkmäler 

Anlagen 



A. Textliche Festsetzungen Bebauungsplan Hirsch am Hart Teil II 
(Die Nummerierung erfolgt analog § 9 Abs.1 Baugesetzbuch. / Die Darstellung 
erfolgt auf der Planzeichnung.) 

1.1 Art der baulichen Nutzungen 

1.1.1 Gewerbeqebiet GE 

Gemäß § 1 (4) Nr. 2 BauNVO wird das Gewerbegebiet nach den "besonderen 
Eigenschaften" von Betrieben und Anlagen auf der Grundlage des 
flächenbezogenen Schalleistungspegels in Verbindung mit der DIN 18005 
gegliedert. 

In den mit den aufgeführten Symbolen gekennzeichneten Bereichen sind nur 
Betriebe und Anlagen mit einem maximal zulässigen immissionswirksamen 
flächenbezogenen Schalleistungspegel (LWA) von höchstens 

L1 65 dB (A) tags und 50 dB (A) nachts 

pro qm Grundfläche zulässig. 

Die immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel gelten 
jeweils für die Flächen innerhalb der Baugrenzen. 
Der Nachweis ihrer Einhaltung ist nur für Immissionsorte außerhalb des 
Gebietes in Schallausbreitungsrichtung nach Westen (nächstgelegenes 
Wohnhaus im Wohngebiet westlich der Bahnlinie Rosenheim- Pilsting), nach 
Südwesten (nächstgelegenes Wohnhaus im Wohngebiet südlich des 
Innwerkkanals) und nach Norden bzw. Nordosten (Wohnhäuser auf Fl.-Nr. 63 
bzw. Fl.-Nr. 4; zu führen. 

Gemäß § 1 (5) BauNVO i. V. m. § 1 (9) BauNVO sind folgende Anlagen und 
Betriebe nicht zulässig: 

a) Betriebe und Anlagen, die nach Spalte 1 der 4. BIMSchV 
genehmigungspflichtig sind. 

b) Abwasserintensive Betriebe (wie z.B. Großmetzgerei) mit 
mehr als 500 E-Werten/Tag (Einwohnergleichwerte pro 
Tag). 

c) Betriebe, die Produkte der “Wasser - Gefährdungsklasse 3 - 
Katalog für wassergefährdende Stoffe“ (VwV- 
wassergefährdende Stoffe - VwVwS vom 09.03.1990. BMBI. 
Seite 114) hersteilen. 

e) Chemische Reinigungen, die chlorierte Kohlenwasserstoffe 
verwenden. 

4 



Gemäß § 1 (5) i. V. m. (9) BauNVO sind nur die allgemein zulässigen Arten von 
Nutzungen nach § 8 (2) BauNVO: 

Nr. 1 Lagerplätze für Schrott, Heizmaterial, Abfälle, Baumaterial und 
Autowrackplätze, unzulässig. 
Ausgenommen sind Lagerplätze, die nicht als selbständige Anlagen fungieren und mehr 
als 50% der überbaubaren Grundstücksfläche einnehmen. 

Gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO sind die ausnahmsweise zulässigen Arten von Nutzungen 
nach § 8 (3) BauNVO: 

Nr. 1 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, unzulässig. 
Ausgenommen sind Wohnungen, die die Anzahl von einer Wohneinheit je 
Baugrundstück (freistehende Einfamilienhäuser sind generell ausgeschlossen) nicht 
überschreiten. 

1.2 

1.2.1 

Maß der baulichen Nutzung 

Höhe der baulichen Anlagen 

Gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO werden die zulässigen Wandhöhen der im Gewerbegebiet 
zu errichtenden Gebäude und Anlagen auf max. WH 10,00 m festgesetzt: 
(siehe auch 2.1 Gebäudehöhen, Bauliche Gestaltung) 

1.2.2 Bauweise 

Gemäß § 22 (4) BauNVO wird als „abweichende“ Bauweise die offene Bauweise mit 
zulässigen Gebäudelängen über 50,00 m festgesetzt. 

1.2.3 Überbaubare Grundstücksflächen 

Gemäß § 23 (3) BauNVO werden im Gewerbegebiet Baugrenzen festgesetzt. 

1.3 Mindestgröße und Mindestabmessung der Baugrundstücke 

Die Mindestgröße der Baugrundstücke beträgt 2000 qm 

Die Mindestbreite der Baugrundstücke beträgt in den bebaubaren 
Grundstücksabschnitten 25.00 m 

Grundstücksteilungen dürfen nur so vorgenommen werden, wenn ein 
Mindestgrenzabstand von 5.00 m zum Gebäude sichergestellt werden kann (incl. 2.00 m 
Grenzbepflanzung). 
Ausnahmsweise können Kommunalbebauungen zugelassen werden. 

1.4 Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten. 

Für alle Baugebiete gilt: 
Gemäß § 12 (6) BauNVO sind Stellplätze und Garagen nur innerhalb der überbaubaren 
Flächen zulässig. 

5 



1.5 Flächen die von Bebauung und Bepflanzung freizuhalten sind 

Das Sichtdreieck ist von jeder Bebauung und Bepflanzung über 1.00 m und Lagerung 
von Gegenständen über diese Höhe hinaus ab der Oberkante Straße freizuhalten. 
Ausgenommen sind freistehende Einzelbäume mit Astansatz von mehr als 2.00m Höhe 

1.6 Vorkehrungen für Versorgungsanlagen und -leitungen 

Die Gebäude sind an die zentrale Wasserversorgungsanlage und an die zentrale 
Abwasserversorgungsanlage anzuschließen. 
Versorgungsleitungen sind zur flexiblen Baukörperanordnung gewerblicher Nutzungen 
grundsätzlich unterirdisch zu führen. 

1.7 Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung 

Die öffentliche Abwasserbeseitigung wird als abgemagertes Mischsystem ausgeführt. 
Die Kellerentwässerung ist nur über Hebeanlagen möglich. Unverschmutztes 
Niederschlagswasser (Dach- und Hofflächen, Erschließungsstraßen) ist auf dem eigenen 
Grundstück (z.B. Sickergruben oder belebte Bodenschichten) zu versickern. Der 
Betreiber hat sicherzustellen, dass keine Öl- und Benzinverunreinigungen in den 
Untergrund gelangen können. 

Öffentliche Verkehrsflächen werden über die straßenbegieitend angeordneten offenen 
Mulden und Rigolen bzw. über die städtische Kanalisation entwässert. 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen: 
Anlagen zum Lagern, Umschlagen, Abfüllen, Herstellen, Behandeln und Verwenden 
wassergefährdenden Stoffe müssen so beschaffen sein und so eingebaut, aufgestellt, 
unterhalten und betrieben werden, dass eine Verunreinigung von Grundwasser oder 
Oberflächengewässem nicht erfolgen kann. 
Anlagen zur Lagerung und zum Transport wassergefährdender Stoffe müssen, 
entsprechend Art. 37 BayWG, angezeigt werden. 

Für die Regenversickerung sind die einschlägigen Regelungen der TRENGW und 
NfreiV (Technische Regeln für die Einleitung von Niederschlagswasser in das 
Grundwasser, Niederschlagsfreistellungsverordnung) zu beachten, außerdem ist das 
Merkblatt ATV-DVWK-M 153 „ Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser 
vom Februar 2000 zu beachten. 

1.8 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter sind ausnahmsweise zulässig, wenn im Einzelfall nachgewiesen werden 
kann, dass vor den Fenstern bei Ausschöpfung des zulässigen immissionswirksamen 
flächenbezogenen Schallleistungspegels für die nicht zum eigenen Grundstück 
gehörenden Flächen die Immissionsrichtwerte für Gl-Gebiete nicht überschritten werden. 
Als maßgebliche Lärmmeß- und Beurteilungsvorschrift ist die TA-Lärm heranzuziehen. 

Büro- und Sozialräume sind so auszuführen, dass auch bei von außen einwirkendem 
Lärmpegel innen ein gemäß §15 Arbeitsstättenverordnung zulässiger Pegel nicht 
überschritten wird. 
Für Aufenthaltsräume (Wohnräume, Schlafzimmer, Kinderzimmer und Büro- und 
Sozialräume) sind ggf. Lüftungseinrichtungen vorzusehen. 
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1.9 Grünordnerische Festsetzungen 
§9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

Nicht überbaubare Grundstücksflächen 1.9.1 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen, vorzugsweise mit 
standortgerechten wildkräuterreichen Wiesenmischungen mit niedrigwüchsigen Gräsern 
einzusäen und dauerhaft zu unterhalten. 
Mindestens 20% der nicht überbauten Grundstücksflächen sind mit einheimischen und 
standortgerechten Sträuchem aus der Pflanzengesellschaft des Eichen-Hainbuchen- 
Waldes nach Liste C (s. Anhang) zu bepflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 
Zusätzlich sind pro angefangene 200 qm nicht überbauter Grundstücksflächen ein 
Laubbaum nach Liste B (s. Anhang) zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Die 
Pflanzungen sind zur Gliederung der Gewerbegebiete parallel zu den vorhandenen und 
neu entstehenden Gmndstücksgrenzen mit einer Mindestbreite von 2,00 m anzuordnen, 
soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt werden. Lassen andere 
zulässige Nutzungen eine Anpflanzung parallel zur Grundstücksgrenze nicht zu, sind 
zusammenhängende Flächen mit einer Mindestfläche von 50 qm anzupflanzen und 
dauerhaft zu sichern. Auf die Grenzabstandsregelungen (siebter Abschnitt: 
Nachbarrecht) des Bayerischen Gesetzes zur Ausführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (AG BGB) wird hingewiesen. 
Auf den privaten Grundstücksflächen sind Gehflächen sowie die Stellplätze in wasser- 
und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen (z.B. wassergebundene Decke, 
Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfugen). Die Wasser- und Luftdurchlässigkeit des 
Bodens um mehr als 30% mindernde Befestigungen (Abflußbeiwert gemäß Regelwerk 
der Abwassertechnischen Vereinigung e.V. Nr. A 118) wie Betonunterbau, Fugenverguß, 
Asphaltierungen oder Betonierung sind unzulässig. 
Unverschmutzte Niederschlagswasser von Dächern und befestigten Flächen sind über 
Mulden oder Sickeranlagen auf den eigenen Grundstücksflächen zu versickern. 

1.9.2 Öffentliche Grünflächen 

P4 - Einqrünunq Umfahrung Mühldorf Nord 

Auf den Verkehrsflächen P4 - Eingrünung Umfahrung Mühldorf Nord, sind die Flächen 
mit einer kräuterreichen Wiesenansaat anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Zusätzlich 
sind je 100 qm Fläche ein Laubbaum nach Liste B (s. Anhang) zu pflanzen. 

1.9.3 Baumpflanzunoen 

An den durch Planzeichen festgesetzten Standorten sind Laubbäume als Hochstämme 
nach Liste A (siehe Anhang) zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Von den 
festgesetzten Standorten darf an Straßen auf der entsprechenden Straßenseite bis zu 
3.00m abgewichen werden, wenn es zur Einrichtung von Einfahrten und 
Einfahrtsbereichen erforderlich ist. 
Alle neu zu pflanzenden Bäume sind durch Ansaat mit einer kräuterreichen 
Wiesenmischung mit Baumscheiben von mindestens 6 qm zu versehen, die gegen 
Überfahren durch Kfz zu sichern ist. Ausnahmen mit wasserdurchlässigem Material sind 
genehmigungspflichtig. 

1.9.4 Erhaltung von Bäumen und Sträuchem und sonstigen Bepflanzungen 

Für die mit Anpflanzungsgebot festgesetzten Gehölze sind bei deren Abgang 
Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 
Im Wurzelbereich (= Traufbereich + 1,50 m) mit Erhaltungsgebot festgesetzter Bäume 
sind dauerhafte Höhenveränderungen unzulässig. 
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Baumfällanträge können erst mit dem Baugenehmigungsantrag gestellt werden. Die 
Baumfällung darf erst zum Zeitpunkt des Baubeginns erfolgen. Vorher ist eine 
Verpflanzung zu prüfen. 

1.9.5 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchem 

Maßnahme P2-Gewerbeqebiete 

Auf den festgesetzten Flächen (Flächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und 
Baugrenze) zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchem und sonstigen Bepflanzungen 
sind Sträucher nach Liste C (s. Anhang) auf 70% der Fläche zu pflanzen. 30% der 
Fläche sind mit einer kräuterreichen Wiesenmischung anzusäen und dauerhaft zu 
erhalten. Zusätzlich sind je 50 qm Fläche ein Laubbaum nach Liste B (s. Anhang) zu 
pflanzen. 
Der Erhalt der Anpflanzung ist durch eine fachgerechte Pflege dauerhaft sicherzustellen. 

P5 - Streuobstwiese 

Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchem P5 sind Obstbäume als 
Hochstämme unter Berücksichtigung von Regionalsorten nach Liste D zu pflanzen und 
dauerhaft zu unterhalten. Die Flächen sind mit einer kräuterreichen Wiesenmischung 
anzusäen und dauerhaft zu erhalten. 

1.9.6 Begrünung von Stellplätzen 

Je angefangene 5 Stellplätze sind in den Gewerbegebieten Laubbäume als 
Hochstämme nach Liste A (siehe Anhang) zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 
Die Ablösung von Stellplätzen gemäß Art. 53 BayBO wird ausgeschlossen. 

1.9.7 Begrünung von überdachten Stellplätzen 

Garagen und Carports, die mit Flachdächern (<10° Dachneigung) ausgeführt werden, 
sind extensiv (vereinfachter Bodenaufbau mit einer Dachbelastung von etwa 1,0 KN/qm) 
mit Sedumsprossen, Gräsern oder Kräutern zu begrünen, sofern sie nicht in Verbindung 
mit dem Hauptbaukörper errichtet werden. 

1.9.8 Fassadenbegrünung 

Je 5 m fensterloser Wandfläche ist eine Anpflanzung mit kletternden, rankenden oder 
klimmenden Pflanzen nach Liste D (s. Anhang) oder mit Obstspalieren anzulegen. 
Gegebenenfalls sind Wuchshilfen wie kunststoffummantelte Stahldrähte oder 
Holzgerüste zu verwenden. 

1.9.9 Bodenaushub 

Auf geschichtliche Funde ist während der Bodenaushubmaßnahmen sorgfältig zu 
achten; auf die Anzeigepflicht gemäß § 8 BayDSchG wird hingewiesen. 
Veränderungen der natürlichen Geländeoberfläche sowie herausragende Böschungen 
und Terrassierungen sind unzulässig. 
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1.9.10 Pflanzhinweise 

Für Einfahrten und Einfahrtsbereiche darf die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchem auf der erforderlichen Breite (Höchstmaß 6 m) unterbrochen werden. 
Stellplätze sowie sonstige Fahrflächen sind als Unterbrechung unzulässig. 

Pflanzenaualität für Bäume 
Mindestqualität 3 x verpflanzt, mit Ballen, 
14-16 cm Stammumfang, gemessen in 1 m Höhe 

Pflanzenaualität für Sträuchen 
Mindestqualität 2 xv, 60-100 
Pflanzdichte: 1,0 Pfl./qm in Gruppen von 3 bis 7 Pflanzen 

Pflege / Unterhaltung: 

Baumbestandene Flächen sind mit standortgerechtem wildkräuterreichen 
Landschaftsrasen (RSM 7) einzusäen. 
Die Pflanzung hat fachgerecht gemäß DIN 18320 zu erfolgen und ist in der nach 
Inbetriebnahme der Baumaßnahme folgenden Vegetationsperiode fertigzustellen. Der 
Erhalt der Anpflanzung ist durch eine fachgerechte Pflege dauerhaft sicherzustellen. Bei 
deren Abgang sind Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Dabei sind die festgesetzten 
Baumarten und Mindestqualitäten zu verwenden. Für den Schutz von Bäumen und 
Sträuchem auf Baustellen ist die DIN 18920 einzuhalten. 

2. 

2.1 

Bauliche Gestaltung 

Gebäudehöhen 

Die Rohdeckenoberkante über Kellergeschoß darf max. 1,20 m (in Verbindung mit 
Laderampen), bei Büro-, Geschäfts- und Verwaltungsgebäuden i. S. des § 9 BauNVO 
max. 0,30m über Straßenoberkante der fertigen, das Baugrundstück erschließenden 
Straße, gemessen am Fahrbahnrand, liegen. 

Kellergeschosse dürfen nicht durch Abgrabungen und Abböschungen des Gebäudes 
freigelegt werden. Ausnahmsweise kann an höchstens zwei Gebäudeseiten jeweils ein 
Lichtgraben nach Art. 47, Abs. 1 BayBO max. 2,50 m tief abgegraben werden: auf max. 
50v.H. der Wandlänge bis 50 m, auf max. 20 v.H. der Wandlänge bei Wandlängen über 
50 m. 

2.2 Dächer 

Soweit im Plan nicht anderes festgesetzt ist, sind im Gewerbegebiet nur Flachdächer 
bzw. Sheddächer oder flachgeneigte Dächer bis zu einer Dachneigung von 10° zulässig. 

2.3 Fassadengliederung 

Baukörper sind mindestens alle 50 m (Gebäudelänge und Gebäudebreite) durch 
bauliche Maßnahmen zu gliedern. 

2.4 Werbeanlagen 

Werbeanlagen am Ort der Leistung bleiben der Einzelgenehmigung Vorbehalten. 
Werbehinweisschilder außerhalb der Betriebsgrundstücke, auch unter der 
genehmigungspflichtigen Größe, sind nur an den von der Stadt vorgegebenen 
Standorten zu gelassen 
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Einfriedungen 

An unmittelbar angrenzenden öffentlichen Erschließungsstraßen und Gehwegen sind 
Einfriedungen mind. 1,0 von der Grundstücksgrenze zurückzusetzen, der Streifen 
außerhalb der Umzäunung ist zu begrünen und vom jeweiligen Eigentümer zu pflegen 
und zu unterhalten. 

Grundsätzlich sind zur Einfriedung der Grundstücke nur Maschendrahtzäune ohne 
Sockel mit einer maximalen Höhe von 2.00 m mit Hinterpflanzung (s. Pflanzenliste 
Anhang) zulässig. 

Türen und Tore sind aus folgendem Material und nur bis zu einer Höhe von 2,0 m 
zulässig: 

- Pfeiler aus verputzten, gestrichenem Mauerwerk; 
- Pfeiler aus Sichtbeton oder Stahl, 
- Torkonstruktionen aus Stahl. 

Im Bereich der Grundstückseinfahrten ist die Einfriedung, ausgehend von der 
Straßenbegrenzungslinie, 5.00 m zurückzusetzen. 

Hinweise 

Kontingentierung der gewerblichen Geräuschemissionen 

Mit dem Bauantrag oder Antrag auf Nutzungsänderung im Rahmen des jeweiligen 
Genehmigungsverfahren kann die Genehmigungsbehörde den Nachweis fordern, dass 
die festgesetzten immissionswirksamen flächen bezogenen Schallleistungspegel durch 
das entsprechende Vorhaben nicht überschritten werden. 
Der Nachweis ist für die jeweils nächstgelegenen Wohngebäude der in den 
Festsetzungen angegeben Siedlungsbereiche außerhalb des Gewerbegebietes zu 
führen. 
Die Berechnung der zulässigen Immissionsanteile je Betriebsgrundstück außerhalb des 
Gewerbegebietes ist nach den Regeln der VDI 2714 durchzuführen, wobei keine 
Bebauung, ebenes Gelände und als mittlere Höhe des Schallstrahls über Boden 4.00 m 
anzusetzen sind. 

Bei der konkreten Anlagenplanung ist innerhalb des Gewerbegebietes darauf zu achten, 
daß vor den Gebäuden mit Fenstern von Aufenthaltsräumen bzw. der nächsten 
Baugrenze auf den jeweiligen Nachbargrundstücken die Immissionsrichtwerte für 
Gewerbegebiete nicht überschritten werden. 

Auf den Nachweis kann verzichtet werden, wenn offensichtlich ist, dass es sich um einen 
nicht störenden, geräuscharmen Betrieb (z.B. nur Büronutzung) handelt. 

Grenzbepflanzung 

Grenzbepflanzungen, die nach erfolgter Grundstücksteilung vorzunehmen sind, sind 
privatrechtlich abzusichem. 

Bodendenkmäler 

Bei archäologischen Bodenfunden besteht Hinweispflicht gemäß Art.8 DSchG. 
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Anlagen 

Pflanzliste A (Straßenbäume) 
Carpinus betulus 
Quercus petrea 
Quercus robur 
Tilia cordata 
Tilia platyphyllos* 
Ulmus minor 
Ulmus glabra 

Hainbuche 
Traubeneiche 
Stieleiche 
Winterlinde 
Sommerlinde 
Feldulme 
Bergulme 

Die hier aufgeführten Baumarten entsprechen den Empfehlungen der ständigen Konferenz 
der Gartenamtsleiter beim deutschen Städtetag, 1995. 

Pflanzliste B (Bäume) 

Acer campestre 
Betula pendula 
Carpinus betulus 
Fagus sylvatica 
Fraxinus excelsior 
Prunus avium 
Quercus robur 
Sorbus aucuparia 
Tilia cordata 

Feldahom 
Weißbirke 
Hainbuche 
Rotbuche 
Gewöhnliche Esche 
Vogelkirsche 
Stieleiche 
Vogelbeere 
Winterlinde 

Pflanzliste C (Sträucher) 
Coryllus avellana 
Comus sanguinea 
Crataegus laevigata 
Crataegus monogyna 
Frangula alnus 
Ligustrum vulgare 
Lonicera xylosteum 
Prunus spinosa 
Rhamnus carthatica 
Ribes uva-crispa* 
Rosa arvensis 
Rosa canina 
Rosa rubiginosa 
Rubus fruticosus* 
Vibumum lantana 
* für niedrige Pflanzungen 

Haselnuß 
Hartriegel 
Zweigriffliger Weißdorn 
Eingriffliger Weißdorn 
Faulbaum 
Liguster 
Heckenkirsche 
Schlehdorn 
Kreuzdorn 
Stachelbeere 
Feld rose 
Hundsrose 
Zaunrose 
Brombeere 
Wolliger Schneeball 

Pflanzliste D (Kletterpflanzen) 
Hedera helix 
Lonicera caprifolium 
Parthenocissus quinquefolia 
Parthenocissus tricuspidata 
‘Veitchii’ 
Polygonum aubertii 
Rosa spec. 
Vitis vinifera 
Wisteria sinensis 
Spalierobst (Birne, Apfel) 

Gewöhnlicher Efeu 
Echtes Geißblatt 
Wilder Wein 
Wilder Wein 

Schlingknöterich 
Kletterrosen 
Weinreben in Sorten 
Glycinie, Blauregen 
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1.0 Geltungsbereich 

Das Plangebiet liegt östlich des Bebauungsplan Gewerbe- und Industriegebiet Teil 1 und 
Teil 2. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplan Hirsch im Hart Teil II ist wie folgt begrenzt: 
- im Nordwesten durch das Flurstück 71; 
- im Südwesten durch die westliche Straßenbegrenzungslinie der 

Umfahrung Mühldorf Nord; 
- im Nordosten durch die landwirtschaftlichen Flächen der Flurstücke 62 / 65 / 68; 
- im Südosten durch das Flurstück 63 / 64 
Das Bebauungsplangebiet ist mit ca. 4,7 ha der zweite Teilentwicklungsbereich des ca. 
110 ha großen Gewerbe- und Industriegebietes Hirsch am Hart nördlich des 
Innwerkkanals. 

2.0 Planungsbedarf/Planungsziel 

Der Rat der Stadt Mühldorf am Inn hat in seiner Sitzung am 29.06.2000 beschlossen, für 
das Gebiet Hirsch im Hart Teil II einen Bebauungsplan gemäß § 2 Absatz 1 BauGB 
aufzustellen. 
Durch die Planung soll dem steigenden Bedarf in der vorhandenen und in Zukunft noch 
stärker erwarteten günstigen Verkehrslage (neue Autobahn A 94 München-Mühldorf- 
Passau, Eisenbahnknotenpunkt mit mehreren, teils europäisch bedeutsamen 
Bahnstrecken) entsprechen, sowie für die Stadtentwicklung einen Beitrag zur Festigung 
der Wirtschafts- und Beschäftigungsstruktur leisten. 

Das ca. 4,7 ha große, derzeit landwirtschaftlich genutzte Grundstück, eignet sich aufgrund 
seiner Lagegunst zum geplanten Autobahnzubringer .Umfahrung Mühldorf Nord“. 
Bei den hier gegebenen guten Standortfaktoren handelt es sich im einzelnen um: 

- die Anbindung an den ÖPNV; 
- die Anschlußmöglichkeiten an das vorhandene und geplante Straßenverkehrsnetz; 
- die günstige Topographie (ebenes Gelände); 
- die kurzfristige Verfügbarkeit der Gmndstücksflächen. 

3.0 Planungsbindungen 

3.1 Übergeordnete Planungen 

Mühldorf am Inn wird nach dem Landesentwicklungsprogramm als “ländlicher Teilraum, 
dessen Entwicklung nachhaltig gestärkt werden soll” eingestuft. Ausgewiesen als 
Mittelzentrum liegt Mühldorf am Inn im Schnittpunkt zweier Entwicklungsachsen: 
München-Mühldorf-Passau und Landshut-Mühldorf-Traunstein. 

Die Ziele des LEP sehen vor durch den Ausbau der Bandinfrastruktur und eine weitere 
Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstätten in zentralen Orten die 
Standortvoraussetzungen nachhaltig zu sichern und zu verbessern. 

3.2 Flächennutzungsplan 

Entsprechend der im LEP ausgewiesen Ziele ist im FNP (Stand 1996) der Bereich des 
Bebauungsplanes als Gewerbefläche ausgewiesen. 
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4.0 Vorhandene Situation/Bestand 

4.1 Eigentums-,/ Besitzverhältnisse 

Die Grundstücksflächen innerhalb des Planbereiches des Bebauungsplanes befinden sich 
nicht im Eigentum der Stadt. 

4.2 Nutzungsverhältnisse 

Das Grundstück war Teil ausgedehnter landwirtschaftlicher Flächen und ist unbebaut. 
Direkt bzw. im unmittelbaren Nahbereich grenzen an das Plangebiet folgende vorhandene 
Nutzungen an: 
- im Nordwesten und Nordosten landwirtschaftliche Flächen; 
- im Südosten eine landwirtschaftliche Hofstelle mit Wohngebäude (Flurstück 63/64); 
- im Südwesten das Gewerbe- und Industriegebiet Teil 1 und Teil 2; 

4.3 Altlasten 

Altlasten sind nach Angaben der Stadtverwaltung Mühldorf nicht bekannt. 

4.4 Plangebende Lärmvorbelastung / Geplante Umfahrung Mühldorf Nord 

Nach Aussagen der gutachterlichen Stellungnahme des Büro Steger & Piening GmbH 
werden die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005/2 bzw. die 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV /3/ durch angrenzende und zukünftige Nutzungen 
nicht überschritten. 
Zusätzliche Maßnahmen zum Schutz vor den Geräuschimmissionen, der derzeit in 
Planung befindlichen Umfahrung Mühldorf Nord sind daher im Planungsgebiet nicht 
erforderlich, (s. 5.7 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen) 

4.5 Versickerung von Niederschlagswasser 

Nach Aussagen der Stadt Mühldorf und den vorliegenden Erfahrungen zum südwestlich 
angrenzenden B-Plan sind innerhalb des Plangebietes kieshaltige Böden (unmittelbar 
angrenzend, ehern. Kiesabbaugebiet) vorherrschend, die eine gute Versickerungsfähigkeit 
gewährleisten. 

4.6 Naturraum / Boden / Wasser / Klima 

Das Planungsgebiet gehört wie das gesamte Stadtgebiet von Mühldorf zum Naturraum 
.Unteres InntaP der naturräumlichen Haupteinheit ,lsar- Inn-Schotterplatten'. Das Gebiet liegt 
auf einer Schotterterrasse nördlich des Inn. Der Inn hat ca. 30 m mächtige Schotterlagen 
aufgeschüttet und in den nachfolgenden Jahrtausenden sich wieder tief in sein Schotterbett 
eingegraben und somit die heutige Terrassenlandschaft geformt. Aus diesem Grunde bildet 
grobkörniger Schotter den geologischen Untergrund. 
Auf diesen Schotterfluren haben sich flach- bis m'rttelgründige Braunerden gebildet. Im 
Bereich Hirsch am Hart Teil II vornehmlich sandiger Lehm, der mit Gerollen durchmengt ist, 
so dass insgesamt im gesamten Planungsgebiet eine sehr gute Versickerungsfähigkeit des 
Oberflächenwassers gegeben ist. 
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4.6.1 Wasser 

Oberflächengewässer sind im Planungsgebiet nicht vorhanden. 
Die durchschnittlichen Niederschlagswerte liegen bei 720 mm - 820 mm/a. Durch den südlich 
gelegenen Innwerkkanal ist der natürliche Wasserabfluss in hohem Maße verändert worden. 
Die natürliche Überschwemmungsdynamik des Inns ist nicht mehr gegeben, 
Hochwasserereignisse sind auszuschließen. 
Die Grundwasserstände liegen oberhalb der Terrassen kante am westlichen Pegel Hart bei 15 
m unter Gelände (ca. 396 m über NN). Dies entspräche für das Planungsgebiet einem 
Flurabstand zum Grundwasser von ca. 8 - 10 m. Der Grundwasserleiter verläuft in Richtung 
Ost - Südost. 

4.6.2 Klima / Luft 

Das Planungsgebiet liegt in einem Kaltluftsammelgebiet im Einfluss des Innwerkkanals, dass 
durch erhöhte Nebel- und Frostbildung geprägt ist. Als klimaverändernde Barriere wirkt die 
westlich verlaufenden Bahnlinie. Schadstoff-Emittenten sind nicht vorhanden. 
Die Hauptwindrichtung liegt bei der Richtung 240 ° (Südwest). Die Windrichtungsverteilung 
bei Schwachwind ist gleichmäßig aus allen Richtungen. 

4.7 Nutzungen / Biotypen 

4.7.1 Heutige potentielle natürliche Vegetation 

Die heutige potentiell natürliche Vegetation im Planungsgebiet würde sich als der reine 
Labkraut - Eichen - Hainbuchenwald (Galio-Carpinetum typicum) darstellen. 

4.7.2 Historische Nutzung 

Die Schotterterrassen waren in früheren Zeiten als Weideland genutzt worden. Durch die 
Anlage des Innwerkkanals wurden sie als landwirtschaftliche Standorte mit 
Ackerbaueignung verbessert. 

4.7.3 Heutige Nutzung / Biotoptypen 

Das Plangebiet wird intensiv landwirtschaftlich als Acker genutzt. Die südlich gelegene 
Böschung ist als Grasböschung anzusprechen, auf denen nur stellenweise Schlehen und 
Hasel eingebracht wurden. 
Westlich des Planungsgebietes befindet sich eine landwirtschaftliches Hofstelle, die von 
einigen Großgehölzen und Sträuchem umgeben ist. 

5.0 Begründung der planerischen Festsetzungen 

5.1 Verkehrserschließung 

Die Erschließung des Plangebietes und seine ÖPNV-Anbindung (Buslinie) wird erst mit 
Fertigstellung der Umfahrung Mühldorf Nord abgedeckt. 
Innerhalb der städtischen Verkehrsnetzes ist das geplante Gewerbegebiet über die 
Umfahrung Mühldorf Nord mit dem Mühldorfer Zentrum sowie über die ST 2092 mit den 
angrenzenden Stadtteilen und dem übergeordneten Straßenverkehrsnetz (B12/B299) 
eingebunden. 
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Die innere Erschließung des Plangebietes erfolgt über den Kontenpunkt Umfahrung 
Mühldorf Nord - neue Zufahrt Gewerbe- und Industriegebiet Teil 1 und Teil 2 
(Verlängerung Edisonstraße). 
Die Erschließung erfolgt ausschließlich über eine 50 m lange in das Gebiet führende 
öffentliche Straße, an dessen Ende eine nördlich und eine südlich führende Stichstraße, 
mit Geh-, Fahr-, und Leitungsrechten anbindet und die verkehrstechnische Anbindung der 
Baufelder sicherstellt. Aus verkehrssicherungstechnischen Gründen ist eine direkte 
Erschließbarkeit der Baufelder von der Umfahrung Mühldorf Nord nicht gegeben. 

5.2 Art der Nutzung 

5.2.1 Gewerbegebiet GE 

Die Stadt Mühldorf hat das Potential an Flächen für produktionsorientiertes Gewerbe 
ausgeschöpft. Um dem steigenden Bedarf an Gewerbeflächen gerecht zu werden, wurde 
unter Zugrundelegung der gutachterlichen Stellungnahme neue Gewerbeflächen 
entsprechend der gültigen Flächenfestsetzungen des FNP festgesetzt. 

Zum Schutz der angrenzenden Wohngebiete wurde eine Gliederung des Gewerbegebietes 
gemäß § 1 (4) Nr. 1 und Nr. 2 BauNVO nach Art der zulässigen Nutzung und Art der 
besonderen Eigenschaften auf der Grundlage eines maximalen immissionswirksamen 
flächenbezogenen Schallleistungspegels vorgenommen (s. 5.7 Schutz vor schädlichen 
U m we It e i n wi rku ng e n). 

In den GE-Gebieten sind folgende Anlagen und Betriebe gemäß §1(5) BauNVO i.V.m. § 1 
(9) BauNVO aus städtebaulichen Gründen nicht zulässig: 
a) Betriebe und Anlagen, die nach 4. BIMSchV Spalte 1 genehmigungs¬ 

pflichtig sind; 
b) Abwasserintensive Betriebe (wie z.B. Großmetzgerei) mit mehr als 500 

E-Werten/Tag (Einwohnergleichwerte pro Tag); 
c) Betriebe, die Produkte der “Wasser - Gefährdungsklasse 3 - Katalog für 

wassergefährdende Stoffe” (VwV-wassergefährdende Stoffe - VwVwS 
vom 09.03.1990. BMBI. Seite 114) herstellen; 

e) Chemische Reinigungen, die chlorierte Kohlenwasserstoffe verwenden; 
Mit dieser Festsetzung soll erreicht werden, dass die Qualität der benachbarten Hofstelle 
mit Wohnnutzung und der Naturhaushalt nicht beeinträchtigt wird. 

Gemäß § 1 (5) i. V. m. (9) BauNVO sind nur die allgemein zulässigen Arten von 
Nutzungen nach § 8 (2) BauNVO: 

Nr. 1 Lagerplätze für Schrott, Heizmaterial, Abfälle, Baumaterial und Autowrackplätze, 
unzulässig. 
Ausgenommen sind Lagerplätze, die nicht als selbständige Anlagen fungieren und mehr 
als 50% der überbaubaren Grundstücksfläche einnehmen. 

Gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO sind die ausnahmsweise zulässigen Arten von Nutzungen 
nach § 8 (3) BauNVO: 

Nr. 1 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, unzulässig. 
Ausgenommen sind Wohnungen, die die Anzahl von einer Wohneinheit je Baugrundstück 
(freistehende Einfamilienhäuser sind generell ausgeschlossen) nicht überschreiten. 
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5.3 Maß der Nutzung 

5.3.1 Höhe der baulichen Anlagen 

Die vorgeschlagene Bebauung orientiert sich in ihrer Höhenentwicklung an der 
umgebenden baulichen Struktur und dient der Realisierung von kostengünstigem und 
bedarfsgerechtem Gewerbe bau. 

5.3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung, d.h. die Wandhöhen, Grundflächenzahl und 
Geschoßflächenzahl, orientiert sich im Wesentlichen an den Erfordernissen der 
Gewerbebetriebe, so dass in den ausgewiesenen Baugebieten die maximalen 
Grundflächenzahlen und Geschoßflächenzahlen gern. § 17 BauNVO festgesetzt werden. 

5.3.3 Bauweise 

Im Gewerbegebiet wird gemäß §22 Abs. 4 BauNVO als “abweichende Bauweise", die 
offene Bauweise mit Gebäudelängen über 50,00 m festgesetzt, da hierfür weder die 
offene noch die geschlossene Bauweise als zutreffend erachtet werden kann. 
Ziel soll die weitestgehende Flexibilität für gewerbliche Strukturen sein, d.h. den Gewer¬ 
betreibenden die Freizügigkeit der zweckmäßigen Baukörperanordnung zu überlassen. 
Die Gebäude gewerblicher Nutzungen sind vielfach länger als 50.00 m, ein Grenzabstand 
ist jedoch aus Gebäude- und Grundstücksfunktion sowie aus dem Aspekt der Ge¬ 
samtgestaltung des Gewerbegebietes (Zusammenschmelzung unterschiedlicher Ge¬ 
werbebranchen und daraus resultierende Materialvielfalt) angebracht. 

5.3.4 Überbaubare Grundstücksflächen 

Entsprechend der zukünftig zu erwartenden Nutzung sind die überbaubaren Grund¬ 
stücksflächen im Gewerbegebiet gemäß § 23 (1) BauNVO großzügig durch Baugrenzen 
bestimmt, um einer flexiblen Baukörperanordnung von Gewerbestrukturen Rechnung zu 
tragen. 

5.3.5 Nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Zur Förderung der Versickerung von Niederschlagswasser und zum Erhalt der 
G ru ndwasse meu bi Id u ngsrate werden Festsetzungen zur Begrenzung der 
Flächenversiegelung auf nicht überbaubaren Grundstücksflächen getroffen. Weiterhin 
dienen diese Festsetzungen dem Erhalt und der Förderung von zusammenhängenden 
Grünflächen, die als innerstädtische, klimatisch wirksame Ausgleichsflächen wirken und 
Lebens- und Nahrungsraum für heimische Tier- und Pflanzenarten in der Stadt sind. 
Zur Förderung der Versickerung dienen ebenfalls die Festsetzungen zur Befestigung von 
Wegen mit wasserdurchlässigen Materialien. 
Zur Schonung der Trinkwasserreserven sind die auf dem eigenen Grundstück 
anfallende Niederschlagswasser zu versickern. 
Zur Förderung der einheimischen Flora und Fauna werden Pflanzbindungen 
ausgesprochen. 
(s. 1.9. ff. Grünordnerische Festsetzungen) 
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5.3.6 Mindestgröße und Mindestabmessung der Baugrundstücke 

Damit innerhalb des Gewerbegebietes wirtschaftliche Betriebsgrößen angesiedelt und 
langfristige Erweiterungsmöglichkeiten innerhalb der einzelnen Betriebe nachhaltig 
sichergestellt werden können, wurde gemäß § 9 Abs. 1 Nr.3 BauGB aus städtebaulichen 
Gründen die Mindestgröße der Baugrundstücke und die Mindestbreite in den bebaubaren 
Grundstücksabschnitten und ein Mindestgrenzabstand zu Gebäuden bei 
Grundstücksteilungen festgelegt. 

5.4 Flächen die von Bebauung und Bepflanzung freizuhalten sind 

Aus Gründen der Verkehrssicherung sind Sichtdreiecke von jeder Bebauung und 
Bepflanzung über 1m und Lagerung von Gegenständen über diese Höhe hinaus ab der 
Oberkante Straße freizuhalten. Ausgenommen sind freistehende Einzelbäume mit 
Astansatz von mehr als 2m Höhe. 

5.5 Vorkehrungen für die Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen 

Die Gebäude sind an die zentrale Wasserversorgungsanlage und an die zentrale 
Abwasserbeseitigungsanlage anzuschließen. 
Versorgungsleitungen sind zur flexiblen Baukörperanordnung gewerblicher Nutzungen 
grundsätzlich unterirdisch zu führen. 

5.6 Flächen für Abfall- und Abwasserbeseitigung 

Entsprechend den technischen und umwelttechnischen Standards der Stadt Mühldorf a. 
Inn wurden Festsetzungen zur öffentlichen Abwasserbeseitigung getroffen. Die 
Festlegungen betreffen die Kellerentwässerung, die Versickerung von Oberflächenwasser 
sowie den Umgang und die Lagerung mit wassergefährdenden Stoffen. 

5.7 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes “Hirsch am Hart Teil 2" wurde bezügl. der 
Geräuschemissionen der Gewerbeflächen und der Geräuschimmissionen der 
angrenzenden geplanten Verlängerung der „Umfahrung Mühldorf Nord“ das Gutachten der 
Lärmschutzberatung Steger & Piening GmbH, Bericht Nr. 1428/bl/pie vom 31.03.1999, 
erstellt. Es kommt zu folgenden Ergebnissen: 

5.7.1 Gewerbegeräusche 

Die Einschränkung des Gewerbegebietes erfolgte hinsichtlich der zulässigen 
Geräuschemissionen. Dazu wurde das Gebiet gemäß § 1(4) Nr. 2 BauNVO nach den 
Eigenschaften von Betrieben und Anlagen gegliedert. 

Dies war notwendig, um für die im Außenbereich gelegen, südöstlich angrenzende 
Hofstelle die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 einhalten zu können. 
Die Immissionsrichtwerte für Gewerbegebiete werden bei Ausweisung des 
Gewerbegebietes nicht überschritten, wenn ein Abstand von 20 m zwischen Parzelle/ 
Hofstelle Flurstück 63/63 und Gewerbegebiet sichergestellt wird und im Gewerbegebiet 
flächenbezogene Schallleistungspegel von maximal 65 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts 
pro qm Grundstücksfläche nicht überschritten werden. 
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Es werden deshalb maximal zulässige Geräuschemissionskontingente in Form von 
immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln für die gewerblich 
genutzten Flächen festgelegt, deren Einhaltung beim Bau oder bei immissionsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren bei Neu- oder Umplanungen von der Genehmigungsbehörde 
überprüft werden und umgesetzt als Immissionsanteile in die entsprechenden Bau- und 
Betriebsgenehmigungen aufgenommen werden können. 

Dadurch ist langfristig sichergestellt, dass auch im Zusammenwirken aller gewerblichen 
Geräuschemittenten keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche an 
schützenswerter Bebauung eintreten. 

5.7.2 Verkehrsgeräusche 

In der Untersuchung 1428/b2/pie der Steger & Piening GmbFI München wird festgestellt, 
dass durch die Geräuschimmissionen der Umfahrung Mühldorf Nord geringfügig die 
Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung für Mischgebiete am Anwesen 
Kreuzpointner tagsüber und nachts überschritten werden können. 
Da sich sowohl Anwohner als auch die Stadt Mühldorf gegen die Errichtung aktiver 
Lärmschutzmaßnahmen ausgesprochen haben und gemäß aktueller Rechtsprechung dem 
Straßenbaulastträger bei der Abwägung zwischen aktiven und passiven 
Lärmschutzmaßnahmen ein gewisser Spielraum zusteht, wird ein Ausgleich durch andere 
geeignete Maßnahmen (bauliche Schallschutzmaßnahmen entsprechend den Regelungen 
der 24. BImSchV) vorgesehen. 
Durch die Überschreitung der Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung 
entsteht ein Anspruch auf Erstattung der Kosten für erforderliche 
Schallschutzeinrichtungen, so dass auch trotz der Überschreitung der 
Immissionsgrenzwerte (u.U. nach Durchführung baulicher Schallschutzmaßnahmen am 
Gebäude) die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gemäß 
§1(5) BauGB nicht verletzt sind. 
Die Grundstückseigentümer des Anwesens Kreuzpointner sind zur Anmeldung von 
Ansprüchen auf Lärmschutzmaßnahmen gemäß § 42 BImSchG berechtigt. 
Bei Anmeldung der Ansprüche werden durch die Stadt Mühldorf die maßgeblichen 
Beurteilungspegel an den betroffenen Gebäudefassaden und in den Außenwohnbereichen 
exakt nach Verkehrslärmschutzverordnung - 16.BImSchV ermittelt. 
Dort, wo bei dieser projektbezogenen Einzelüberprüfung Überschreitungen der 
Immissionsgrenzwerte festgekeilt werden, wird durch die Stadt Mühldorf geprüft, ob dies 
den Einbau von Schallschutzmaßnahmen unter Anwendung der Verkehrswege- 
Schallschutzmaßnahmenverordnung 24.BlmSchV- erfordert bzw. inwieweit sich ein 
Anspruch auf Entschädigung für verbleibende Beeinträchtigungen von 
Außenwohnbereichen, Baikonen, Loggien oder Terrassen ergibt. 
Bei der Durchführung der Maßnahmen und Feststellung der Entschädigungsansprüche 
sind auch die Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an Bundesfemstraßen in der Baulast 
des Bundes - VLärmSchR 97- sinngemäß anzuwenden. 
Die Ansprüche können ab Beginn der Strassenbaumaßnahmen angemeldet werden. Die 
Ansprüche gelten nur für Gebäude und sonstige schutzbedürftige Nutzungen, die bei 
erster öffentlicher Auslegung des Bebauungsplanes vorhanden oder genehmigt waren. 



Grünordnerische Festsetzungen 

Das Konzept der Grün- und Freiflächengestaltung orientiert sich an der vorhandenen 
Topographie mit der landschaftsbildprägenden Böschungskante. Ziel ist die Entwicklung 
der vorhandenen Potentiale sowie die Vernetzung der Lebensräume. Diese Hauptstruktur 
dient der ökologischen Vernetzung und stellt eine besondere Maßnahme zur Förderung 
der Naturausstattung dar. Südlich des räumlichen Geltungsbereiches wird zwischen 
Haupterschließungsstraße und der geplanten Nordtangente ein breiter Grünzug 
eingerichtet, der straßenunabhängig die Erreichbarkeit des Gewerbegebietes für 
Fußgänger und Radfahrer sichert und das grüne Rückgrat für eine weitere Entwicklung 
des Gebietes ermöglicht. Diese Struktur wird durch den vorliegenden Bebauungsplan 
weiter geführt und an die Äußere Neumarkter Str. (S 2092) angeschlossen. Abzweigend 
von der Nordtangente werden wie in den übrigen Teilen des Gewerbe- und 
Industriegebietes Bauflächen für Gewerbe geplant. 
Die Hauptachse der Nordtangente wird ergänzt durch eine Grünstruktur, die an den 
Grundstücksgrenzen der Gewerbeparzellen eingerichtet wird. So lässt sich innerhalb der 
Teilgebiete des großflächigen Industriegebietes „Hirsch am Hart“ eine netzartige Struktur 
schaffen, die ohne übermäßigen Flächenanspruch ein hohes Maß an Randflächen und 
Vemetzungsmöglichkeiten schafft. 
Das Konzept setzt auf mehreren Ebenen an: 

Biotope 
• Eingrünung der Nordtangente im Bereich des Einschnitts und der Straßenkreuzung 
• Übergang in die freie Landschaft im Norden durch Wiesenflächen mit einzelnen 
Bäumen 
• Östliche Ortsrandeingrünung durch eine Streuobstwiese 
• Gliederung der Baufelder durch Gehölzpflanzungen und Hecken 

Boden und Wasser 

• Durch kompakte Bauweise (unter Berücksichtigung der stadtklimatischen Ziele) einen 
sparsamen Verbrauch von Grund und Boden ermöglichen 
• Regenwasserabfluss im öffentlichen Raum durch einen geringen Versiegelungsgrad, 
versickerungsfähige Materialien und Dachbegrünungen für Flachdächer reduzieren 
• Dezentrale Versickerung von Regenwasser in straßenparallelen Rasenmulden im 
Planungsgebiet 

Klima 

• Durch eine offene Bebauung Schneisen in der Bebauung freihalten, um eine 
Durchlüftung des Gebietes zu gewährleisten 
• Anlage des südlichen Grünzugs in klimatisch relevanter Breite 



Landschaftsbild und Erholung 
• Durch offene Bebauung und eine starke Durchgrünung eine hohe ästhetische Qualität 
und ein angenehmes Kleinklima schaffen 
• Fußläufige Verbindungen über das vorhandene Gewerbegebiet (Edisonstr.) zum 
Ortskem von Mühldorf, in die übrigen Teile des Gewerbegebiet „Hirsch am Hart“ und in die 
freie Landschaft schaffen 

Durch die genannten naturfördemden Maßnahmen, insbesondere auf dauerhaft im Besitz 
der Stadt Mühldorf befindlichen Flächen, wird den Belangen von Naturschutz und 
Landschaftspflege gemäß Art. 1 ABBauROG qualifiziert Rechnung getragen und der 
Zustand von Natur und Landschaft über eine Bestandssicherung hinaus in neuer Qualität 
verbessert. Die Maßnahmen machen einen erheblichen Flächenanteil aus, der die 
Eingriffe in die Ackerflächen ausgleicht. Das geplante Gewerbegebiet fördert in 
exemplarischer Weise die Naturpotentiale bei der Planung und Anlage derartiger Gebiete. 

6.1 Öffentliche Grünflächen 

Zusammenhängende großräumige Grünflächen haben wichtige stadtökologische Funktionen, 
die zu erhalten und zu schützen sind. 
P4 - Einordnung Umfahrung Mühldorf Nord 

Entlang der Umfahrung Mühldorf Nord wird ein ca. 10.00 m bis max. 55.00 m breiter 
Streifen als “Öffentliche Grünfläche“ festgesetzt. Dieser Bereich dient der Schaffung eines 
harmonischen Übergangs in die offene Landschaft. Auf den öffentlichen Grünflächen mit 
der Zweckbestimmung P4 - Eingrünung Umfahrung Mühldorf Nord sind die Flächen mit 
einer Ansaat aus einer standortgerechten Wiesen Vegetation anzulegen. Zusätzlich sind je 
100 qm Fläche ein Laubbaum zu pflanzen. Die Bäume sollten in Gruppen von 3 bis 7 
Stück angeordnet werden. 

6.2 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege von Boden, Natur und Landschaft 

Zur Reduzierung bzw. zum Ausgleich der Eingriffsauswirkungen werden nachfolgende 
Maßnahmen festgesetzt, die Bestandteil des Bebauungsplanes werden. Die zeichnerische 
Darstellung orientiert sich an der Anlage zur Planzeichenverordnung sowie den 
Planzeichen der Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz (LANA). 

6.2.1 Nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Die Pflanzungen auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind das zentrale Mittel, 
eine Gliederung der Baufelder zu erreichen, was insbesondere bei großflächigen Zuschnitten 
für Gewerbeansiedlungen von hoher Bedeutung ist. Die Ausformulierung der Festsetzung ' 
trägt der Notwendigkeit einer flexiblen Gestaltungsmöglichkeit der Baufelder Rechnung, 
sichert jedoch einen qualitativen Mindeststandard für das Gesamtgebiet. 

6.2.2 Baumpflanzungen / Baumerhalt 

An den durch Planzeichen festgesetzten Standorten sind zur Gliederung des 
Straßenraumes Laubbäume als Hochstämme zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 
Die gekennzeichneten Bestandsbäume sind als wichtige ökologische Ausstattung 
ebenfalls dauerhaft zu erhalten. 
Die Bäume wirken neben der Sauerstoffleistung durch die Verschattung günstig auf das lokale 
Kleinklima und fügen den Straßenraum sowie die Gewerbegebiete in die Landschaft ein. 
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6.2.3 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

Maßnahme P2-Gewerbeqebiet 

Die gewerblichen Grundstücke werden zum Straßenraum durch eine gestufte 
Gehölzpflanzung abgegrenzt. Diese Pflanzung kann in den Gebäudenahbereichen 
intensiver entsprechend den jeweiligen Repräsentationsbedürfnissen gestaltet werden. 

Maßnahme P5-Streuobstwiese 

Die Streuobstwiese im Osten des Gewerbegebietes schafft eine transparente Eingrünung 
des Ortsrandes und stellt ein zurückgehende Erscheinung der Kulturlandschaft dar. Sie 
zeichnet sich neben ihren landschaftsästhetischen Qualitäten durch den hohen 
ökologischen Wert als Habitat für viele gefährdete Pflanzen- und Tierarten aus. 

6.2.4 Begrünung von Stellplätzen 

Die Begrünung der Stellplätze dient neben städtebaulichen Gründen der stadtklimatischen 
Verbesserung durch Erhöhung der Luftfeuchte und Senkung der Temperatur. Aus diesen 
Gründen wird die Ablösung von Stellplätzen gemäß Art. 53 BayBO ausgeschlossen. 

6.2.5 Begrünung von überdachten Stellplätzen 

Ebenfalls aus stadtklimatischen Gründen werden Garagen und Carports, die mit 
Flachdächern (<10° Dachneigung) ausgeführt werden, extensiv mit Sedumsprossen, 
Gräsern oder Kräutern begrünt, sofern sie nicht in Verbindung mit dem Hauptbaukörper 
entwickelt werden. 

7.0 Bauliche Gestaltung 

Zur Sicherung einheitlicher Gestaltungsprinzipien, die von besonderer Bedeutung für die 
angestrebte städtebauliche Qualität des Gebietes sind, werden örtliche Bauvorschriften zu 
diesem Bebauungsplan auf der Grundlage von § 9 (4) BauGB in Verbindung mit § 91 der 
BayBO festgelegt. Sie betreffen die Festlegung zulässiger Gebäudehöhen, Dächer, 
Fassadengliederung, Werbeanlagen und Einfriedungen. 

8.0 Planvollzug 

8.1 Bodenordnung 

Es wird davon ausgegangen, dass zur Neuregelung der Gmndstücksgrenzen kein formel¬ 
les Umlegungsverfahren eingeleitet werden muss, sondern dass dies auf dem Wege der 
freiwilligen Umlegung durch die Eigentümer geschehen kann. 
Die Bildung der neuen Grundstücke soll durch Teilung und Zusammenlegung nach § 19 
BauGB und in Einzelfällen durch Grenzregelung nach § 80-84 BauGB erfolgen. 
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9.0 Auswirkungen der Planung 

9.1 Eingriffsregelung gemäß § 8a Bundesnaturschutzgesetz und Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen 

Bebauungspläne unterliegen gemäß § 8a BNatSchG den gesetzlichen Regelungen über 
Eingriffe in Natur und Landschaft. Sind aufgrund der Aufstellung eines Bauleitplanes 
Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, so ist über die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege im Bauleitplan in der Abwägung zu entscheiden. 

Mit dem AGBauROG hat Bayern von der Länderklausel des § 246 Abs. 6 Satz 1 BauGB 
zur Aussetzung der naturrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung Gebrauch 
gemacht. 
Danach sind gemäß Art. 1 AGBauROG die Gemeinden nicht verpflichtet, gemäß §1a Abs. 
2 Nr. 2 und Abs. 3 des Baugesetzbuches anzuwenden, soweit den Belangen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege auf andere Weise Rechnung getragen werden 
kann. 
Die Stadt Mühldorf hat sich zur Nichtanwendung der o.g. Regelung entschieden. Durch 
den Bebauungsplan soll jedoch auch ohne formelle Anwendung der Naturschutz- 
Ausgleichsverordnung erreicht werden, daß Neubauvorhaben städtebaulich geordnet 
durchgeführt werden, sich vernetzende Grünstrukturen entwickeln, vorhandene geschützt 
werden und wesentliche Ausgleichsmaßnahmen auf den Grundstücken stattfinden. Hierzu 
enthält der B-Plan zahlreiche Festsetzungen. 

10.0 Flächenberechnung 

Grunddaten: 
Geltungsbereich Bebauungsplan 47382 qm 
davon Umfahrung Mühldorf Nord 31445 qm 
bestehend aus Straßenfläche 16000 qm 
und Grünfläche P4 15445 qm 
davon Gewerbegebiet 15937 qm 
bestehend aus private Grünfläche P2, 2387 qm 
bebaute Fläche 7700 qm 
und GFL 1740 qm 
private Grünfläche P5 4110 gm 

Gesamt 47382 qm 
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Stadt Mühldorf a. Inn Landkreis Mühldorf 

Aufstellung eines Bebauungsplans 
für das Gebiet 

Industriegebiet „Hirsch am Hart“ Teil II 

M. 1:1000 

Der Bebauungsplan umfasst die innerhalb des gekennzeichneten Geltungsbereiches liegenden 
Flurstücke und Teilflächen von Flurstücken. 

Ausschnitt aus der Topographische Karte M. 1:25.000 

Die Stadt Mühldorf a. Inn erlässt aufgrund des § 10 in Verbindung mit dem § 1, 2, 3, 8 und 9 des 
(BauGB), Baunutzungsverordnung, der Planzeichenverordnung, des Art. 91 Abs.3 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) und des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO) für den Freistaat Bayern diesen 
Bebauungsplan als 

Satzung 

ausgefertigt am:.Jäß,. 

1. Bürgermeister der Stadt Mühldorf am Inn 

Planverfasser: 
Münnich-Hecker Architekten / Stadtplaner, 
Fockestraße. 20, 04275 Leipzig 

Grünordnunq: 
Gesellschaft für Freiraum-, Stadt- 
und Landschaftsplanung mbH 
Koch-Str.28, 04275 Leipzig 

Fertiqunqsdaten: 
Vorentwurf: 
Entwurf: 
Entwurf: 

25 QVZooc 
20 08 2ooo 
08.01.2002 
10.06.2002 
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Stadtbauamt Mühldorf a. Inn 
Az.:51 -610/9-7 Fa, Sb 

Mühldorf a. Inn, 11. Januar 2005 

Aufstellung des Bebauungsplanes 

Hirsch am Hart Teil II 

1. Aufstellungsbeschluss 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat in der Sitzung des Stadtrates vom 29.06.2000 die Aufstellung des o.g. 
Bebauungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 05.07.2000 ortsüblich bekannt 
gemacht. 

2. vorgezogene Bürgerbeteiligung 

Die Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den 
Entwurf des Bebauungsplanes wurde vom 28.07.2000 bis 14.08.2000 durchgeführt. 

3. 1. öffentliche Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F.v. 20.09.2000 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 09.10.2000 bis 10.11.2000 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 25.09.2000 
ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
vorgebracht werden können. Die Träger öffentlicher Belange wurden im gleichen Zeitraum nach § 4 
Abs. 1 BauGB beteiligt. 



4. Satzung 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 23.11.2000 den Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 91 BayBO i.d.F.v. 14.11.2000 als Satzung beschlossen. 

5. wiederholte Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F.v. 08.01.2002 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 15.03.2002 bis 16.04.2002 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 06.03.2002 
ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
vorgebracht werden können. Die Träger öffentlicher Belange wurden im gleichen Zeitraum nach § 4 
Abs. 1 BauGB beteiligt. 

6. Satzung 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 20.06.2002 den Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 91 BayBO i.d.F.v. 10.06.2002 als Satzung beschlossen. 



7. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgt durch Aushang an der Amtstafel am 
14.01.2005. Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 10.06.2002 wird seit diesem Tag zu den 
Servicezeiten in Stadtbauamt, Huterergasse 2, 1.Stock, Zimmer Nr. N 101,84453 Mühldorf a. Inn zu 
jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 und Abs. 4 und des § 215 
Abs. 1 BauGB ist hingewiesen worden. 

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich geworden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 
BauGB). 


